
 
 

Protokollauszug 
aus der 

48. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Landes-
hauptstadt Potsdam  

vom 06.03.2019 

 
öffentlich 
Top 8.19 ICAN Appell (Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen) 

19/SVV/0158 
ungeändert beschlossen 

 
Der Antrag wird vom Stadtverordneten Fröhlich namens der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, 
DIE aNDERE, DIE LINKE eingebracht und zur Abstimmung gestellt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 
Der Oberbürgermeister wird in seiner Eigenschaft als Bürgermeister für den Frieden (Ma-
yors for Peace) darum gebeten sich dem folgenden Internationalen Städteappell durch Un-
terzeichnung anzuschließen: 
 
“Die Landeshauptstadt Potsdam ist zutiefst besorgt über die immense Bedrohung, die 
Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen Welt darstellen. Wir sind fest über-
zeugt, dass unsere Einwohner und Einwohnerinnen das Recht auf ein Leben frei von die-
ser Bedrohung haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder versehentlich, 
würde katastrophale, weitreichende und lang anhaltende Folgen für Mensch und Umwelt 
nach sich ziehen. Daher begrüßen wir den von den Vereinten Nationen verabschiedeten 
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern nachdrücklich die Bundesregierung 
zu deren Beitritt auf.“ 
 
 

 

1 von 2 in Zusammenstellung



 
 

   
  Seite: 1/1 

BESCHLUSS 
der 48. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 06.03.2019 

 
 
 ICAN Appell (Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen) 

Vorlage: 19/SVV/0158 
  

 
Der Oberbürgermeister wird in seiner Eigenschaft als Bürgermeister für den Frieden 
(Mayors for Peace) darum gebeten sich dem folgenden Internationalen Städteappell 
durch Unterzeichnung anzuschließen: 
 
“Die Landeshauptstadt Potsdam ist zutiefst besorgt über die immense Bedrohung, 
die Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen Welt darstellen. Wir sind 
fest überzeugt, dass unsere Einwohner und Einwohnerinnen das Recht auf ein 
Leben frei von dieser Bedrohung haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob 
vorsätzlich oder versehentlich, würde katastrophale, weitreichende und lang 
anhaltende Folgen für Mensch und Umwelt nach sich ziehen. Daher begrüßen wir 
den von den Vereinten Nationen verabschiedeten Vertrag zum Verbot von 
Atomwaffen 2017 und fordern nachdrücklich die Bundesregierung zu deren Beitritt 
auf.“ 
 
 

 
 Abstimmungsergebnis: 

mit 33 Ja-Stimmen angenommen, 
bei einigen Stimmenthaltungen. 
 

 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss wird eine Seite beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 11. März 2019  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
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